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stattdessen unberechtigterweise dazu genutzt, bundesrechtliche Vorgaben für den 

Rettungsdienst zu etablieren, die den Rettungsdienst als kommunale Aufgabe des eigenen 

Wirkungskreises faktisch beseitigen würde. Gestaltungsspielräume vor Ort und im Land 

würden durch Vorgaben des Bundes erstickt. 

3. (Gesamtbetrachtung des Hilfeleistungssystems) 

Die Zusammenhänge im gesamten nichtpolizeilichen Hilfesystein vor Ort müssen bei jeder 

Reform der Notfallversorgung umfassend mitbetrachtet werden. DerDiskussionsentwurf ist 

dagegen einseitig aus dem Blickwinkel des Bundesgesundheitssystems erarbeitet, muss 

vollständig zurückgezogen und durch einen fairen< Zukunftsprozess unter gleichberechtigter 

Beteiligung der Innenressorts der Länder, der Kommunalen Aufgabenträger, der 

Feuerwehren und der Hilfsorganisationen ersetzt werden. Dabei muss der konkrete 

Patientennutzen im Vordergrund stehen. 

4. (Kostentragung und Bedarfsplanung) 

Allein die vorgesehene Oberwälzung der Investitionskosten des Rettungsdienstes auf die 

Länder würde für Niedersachsen den Entzug von Finanzmittelnder gesetzlichen 

Krankenversicherungen in Höhe von wohl bis zu ca. 500 Mio. € pro Jahr bedeuten. Dies 

wird abgelehnt, weil es sich um Kosten handelt, die auch weiterhin von den Versicherten zu 

tragen sind. Auch bundesweite Vorgaben für die Planung von Rettungswachenstandorten 

oder landeseinheitliche Kos ten tarife nebst Richtlinien des Gemeinsamen 

Bundesausschusses würden den Einfluss der Kostenträger gegenüber der seit 1992 

b.ewährten Rechtslage des NRettDG massiv aU$weiten und kommunale 

Gestaltungsspielräume der niedersächsischen Landkreise und der Region Hannover sowie 

das bewährte Zusammenwirken aller Akteure im Landesausschuss Rettungsdienst faktisch 

abschaffen. 

5. (Koordination von 112 und 116117 in kommunaler Hand) 

In Übereinstimmung mit der bisherigen Beratungs- und Beschlusslage auch des 

Deutschen Landkreistages hält der NL T es für sinnvoll, künftig in den kommunalen 

Rettungsleitsteflen, die weiterhin Einrichtungen des eigenen Wirkungskreises der 

Landkreise und der Region , Hannover bleiben müssen, das Bedürfnis nach 

Akutbehandlungen (bisher unter der Rufnummer 116117 abgebildet) und die Hilfe ' bei 

lebensbedrohlichen Notfällen (Rufnummer 112) gemeinsam unter kommunaler 

Federführung .freiwillig zu .administrieren. Um dieses Anliegen mit konkretem 

Patientennutzen umzusetzen, sind weite Teile des Gesetzentwutis und insbesondere die 

vorgesehenen diffusen Bestimmungen zu Gemeinsamen Notfallleitstellen (GNL) nicht 

notwendig und werden abgelehnt. Notwendig sind allein Regelungen zur verbesserten 

optionalen Disposition des kassenärztlichen Bereitschaftsdienstes durch die kommunalen 

Leitstellen. Die Obernahme von Aufgaben der TerminservicesteIlen im Bereich der nicht 

akuten Facharztterminvermittlung gefährdet den Charakter der Leitstellen als Einrichtungen 

der Notfa/lrettung und wird abgelehnt. 
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Eine für die eigene Kommunikation verwendbare png-Datei des Logos ist als Anlage 4 abrufbar. 

111. 


Entsprechend dem Beschluss unseres Präsidiums wird die Geschäftsstelle nunmehr breit bei den 

entsprechenden Organisationen für einen Beitritt zum Bündnis werben. Es ist ausdrücklich auch 

dafür konzipiert, dass die Mitglieder des NL T selber zu dem Bündnis beitreten, um den 

kommunalen Rückhalt für den. Rettungsdienst als örtliche Aufgabe zu verdeutlichen. Wir regen 

diesbezüglich an, den Beitritt eines entsprechenden Bündnisses auch öffentlichkeitswirksam zu 

kommunizieren, .um insbesondere den Landtags- und Bundestagsabgeordneten und der 

Fachöffentlichkeit die Bedeutung der geplanten Grundgesetzänderung und die faktische 

Beseitigung des Rettungsdienstes als Selbstverwaltungsaufgabe zu verdeutlichen. Für eine 

entsprechende Öffentlichkeitsarbeit vor Ort können sowohl der Gründungsaufruf des Bündnisses, 

die Pressemitteilung der Geschäftsstelle, aber auch selbstverständlich eigene Einschätzungen 

des Gesetzentwurfs verwendet werden. 

Es ist geplant, nach einiger Zeit die beigetretenen OrganisatIonen auf der genannten Seite des 

Internetauftritts des NL T zu veröffentlichen. Darüber hinausgehende finanzielle Verpflichtungen 

usw. sind mit dem Beitritt zum Bündnis nicht verbunden. 

IV. 

Der Deutsche Landkreistag hat in dieser Angelegenheit ebenfalls Aktivitäten entfaltet. Die 

Hauptgeschäftsstelle berichtet wie folgt: 

"Der vom BMG vorgestellte Diskussionsentwurf fOr ein Gesetz zur Reform der 
Notfal/versorgung hätte erhebliche Auswirkungen auf die bestehende Struktur, die 
Finanzierung und die Wenerentwicklung des kommunalen Rettungsdienstes. Aufgrund der 
zahlreichen Diskussionen in Landkreisen und auch in den Landesverbänden hat sich die 
Hauptgeschäftsstelle an Bundesminister Spahn gewandt und unsere wesentlichen 
Kritikpunkte vorgetragen sowie den dringenden Wunsch nach einem Gespräch f1.eäußert. 

Zwar ist dieser Oiskussionsentwutf noch nicht mit der Hausteitung des BMG abgestimmt, 
dennoch hat der Entwurf zu Recht in vielen Landkreisen und Landesverbanden zu intensiven 
Diskussionen über die negativen Auswirkungen einer solchen Reform vor allem auf den 
kommunal verantworteten Rettungsdienst geführt. Die Hauptgeschäftsstelle hat sich daher mit 
dem als Anlage beigefügten Schreiben an Bundesminister Spahn gewandt und unsere 
wesentlichen Kritikpunkte dargelegt sowie die Bitte um ein Gespräch unterbreitet Ziel ist es} 
im Gespräch, für die grundlegenden und bewährten Strukturen des Rettungsdienstes in den 
Landkreisen zu werben, um diese auch nach einer Reform der Notfa/lversorgung beibehalten 
zu können. 

O~s DLT-Präsidium wird sich im Rahmen seiner Sitzung am 19.9.2019 in Merseburg erneut 
mIt der Thematik befassen. Wir bitten um Kenntnisnahme. lt , 
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